 Wir kommen zur Lage der Nationen aus.
 Aber Nummer 212 vom 29. Oktober 2020.
 Und an den Mikrofonen sitzen sich gegenüber.
 Ulf Boehmeier, das bin ich, Juristos Berlin und auf der anderen Seite unseres Studio-Tisches.
 Philipp Hansel, herzlich willkommen auch von mir zu unserem Wöchentlichrinken-Rückblick.
 Auf die Lage, hier zu Lande und in der Welt, auf die Ereignisse so, sie uns interessieren.
 Und wir sie für Relle wandahlen schön, dass ihr diese Woche auch wieder eingeschaltet habt.
 An dieser Stelle ein Dank für eure Kommentare bei iTunes.
 Sehr bond, manche erhalten uns für links extremesten.
 Dem widersprechen wir hier.
 Manche halten uns auch für extrem konservativ.
 Also das ist das schöne daran.
 Es gibt den eine oder anderen Kommentar, der so ein bisschen abgeleitet.
 Aber im großen ganzen super nette Kommentare, das freut uns sehr.
 Und die vielen, vielen Sternchen helfen uns, nämlich gefunden zu werden bei iTunes.
 Und wer uns unterstützen will, der kann sich zum Beispiel ein Soli-Abo klicken.
 Das gibt es unter "Lag der Nation.org/+" und dann kann man die Lage auch werbefrei hören.
 Das heißt der folgende Block wäre dann bei euch nicht in der Sendung.
 Werbung?
 Kann eine Bank die Welt verbessern.
 Aber natürlich, viele von euch liegen in ihrem alter großen Wert auf Nachhaltigkeit.
 Aber habt ihr euch schon mal Gedanken gemacht, wie nachhaltig eigentlich eure Bank ist.
 Die Umweltbank ist die grüne Bank für eure Geldanlage.
 Egal, ob ihr eure Geld flexibel parken möchtet, regelmäßig für später vorsorgen wollt.
 Oder nachhaltig einen Dietisch-Hungsen nutzen möchtet, die Umweltbank hat für jeden und jede das passende Angebot.
 Aber warum ist denn die Umweltbank grün?
 Weil sie ihren Kunden und Kunden die Umwelt garantie geht.
 Und das bedeutet, dass mit jedem angelegten Euro nachhaltige Projekte in Form von Krediten finanziert werden.
 Die Umweltbank finanziert auf der einen Seite die Energiewende in Form von Wind und Solaranlagen.
 Auf der anderen Seite wird auch der ökologisch wertvolle Bau von Immobilien finanziert vom Holzhaus bis zum Kindergarten.
 Macht die Welt also grüner, indem ihr euer Geld nachhaltig anlegt.
 Für jede Neukunden, für jeden Neukunden, spendet die Umweltbank 5 Euro an das Schutzgebiet reiner Wald.
 Damit tragen sie aktiv zur Erhaltung dieses sehr atenreichen, größtenteils unberührten Auenwals in Sückdeutschland bei.
 Weil es eben nicht egal ist, für welche Bank ihr euch entscheidet.
 Mehr Informationen unter Umweltbank.de/lage-der-nation
 Werbung
 Und damit sind wir wieder bei uns mitten im Pentz.
 In unserer Sendungsvorbereitung steht auch in dieser Woche ganz oben auf unseren Zettel die Corona-Situation.
 Viele Parastraschungen genannt das "Büjetan der Nation".
 Die aktuelle Einschätzung zu Corona-Situationen für dem und die ist ziemlich normatisch.
 Über 16.000 registrierte Neuinfektionen, zuletzt fast 2000 mehr als am Vortag.
 Plus 5000 gegenüber der Vorwoche.
 Die Lage eskaliert, exponentiell die meisten Landkreise in Deutschland haben den Grenzwert bei dieser Inzidenz von 50 gerissen.
 Also 50 neue Registerungen auf 100.000 Einwohner in der letzten Woche.
 Viele liegen sogar über 100, einige auch über 200.
 Die Lage ist tatsächlich ernst.
 Das sieht man zum Beispiel auch daran, dass sich die Zahl der Menschen auf den Intensivstationen unserer Krankenhäuser zur Zeit etwa alle 10 Tage verdoppelt.
 Und würde sich diese Dynamik fortsetzen.
 Dann wären die Intensivstationen auch bei maximale Aufstockungen Mitte dezembar mit COVID-19 Patientinnen und Patienten voll.
 Man muss ja einfach sagen, die sind natürlich auch jetzt nicht leer.
 Es gibt ja auch sonst Menschen, die schwer erkranken, die auf Intensivstationen bearbeitet behandelt werden müssen.
 Und deswegen ist das schon außerordentlich besorgnisererregend.
 Das Problem ist übrigens wohl weniger die Zahl der Betten und der Beatmusgeräte.
 Das war ja ein USA-Problem, sondern das Problem sind vor allem die fehlenden Pflegekräfte.
 Ja, es gibt also einfach zu wenig Männer und Frauen, die auf den Stationen sich um Patienten kümmern können.
 Also es ist eine Kombination aus Bayern.
 Natürlich enden auch irgendwann die Zahl der Betten, die sind voll.
 Aber das kommt halt noch mal als limitierender Faktor dahin zu, dass selbst jetzt nicht alle Betten wohl versorgt werden könnten, weil einfach Pflege und Pflegerin.
 Ja und deswegen ist die Zahl der Intensivbetten eben gar nicht so wahnsinnig ausschlaggebend.
 Also selbst wenn man sagt, die Betten reichen noch ein bisschen, dann lügen man sich was in die Tasche.
 Es ist schon vorher keine wirklich vernünftige Pflege mehr.
 Möglichen zwar schon mehrere Tausend Betten sind vorher sozusagen.
 Vorher quasi ist schon schicht im Schacht in den Intensivstationen.
 Mit anderen Worten da sind wir schon kurz vor Ende und da muss man einfach sagen, jetzt muss die Politik was tun.
 Auch die tägliche Zahl der Todesfälle wächst deutlich auf nun zum zuletzt 85 Menschen, die mit oder an Covid-19 verstorben sind.
 Und diese Zahlen nennen wir auch deswegen weil Intensivbetten.
 Redentag an einem Tag.
 Ja, an einem einzigen Tag.
 Und wir nennen diese Zahlen auch deswegen weil Intensivstationen und Todesfälle einfach sehr gute Indikatoren sind.
 Wie schnell sich die Krankheit wirklich ausbreitet, wenn auch mit einer gewissen Verzögerung, weil sie nicht davon abhängen, wen man testet und wie viel man testet.
 Also bei den Test gibt es ja immer so ein bisschen die Frage, wer macht denn überhaupt einen, wie viel Test stehen zur Verfügung, wie lange muss man warten und so.
 Gerade Menschen, die keine oder wenig Symptome haben, lassen sich möglicherweise gar nicht testen.
 Aber die Menschen, die tatsächlich schwer erkranken und die sogar in der Krankheit verstärben, die hängen eben einfach nicht davon ab, ob man sie vorgetestet hat.
 So die werden eben einfach krank oder die verstärben eben.
 Das heißt also wenn die Zahlen in einer bestimmten Weise steigt, dann kann man daraus relativ klare Schlüsse ziehen, darauf, wie das Infektionsgeschehen sich wirklich ausbreitet.
 Genau und deswegen hat die Politik sich gestern zum Handeln entschieden. Gestern hat sich Angela Merkel mit den Chefs und Chefinnen den beiden der Bundesländer getroffen und neue befristete Beschränkungen vereinbart.
 Angela Merkel hat das heute Morgen, ich habe es mir angeguckt, in der Regierungserklärung im Bundestag noch einmal im Parlament noch einmal 30 Minuten lang.
 Alleuert hat war recht hohe Landgapfile zwischen Ruf und auch vor allen Dingen aus der AfD, so wie ich das mitgekommen habe.
 Dann gab dann auch eine Debatte, da sagen wir dann gleich noch was dazu, aber Merkel hat das im Kern begründet, mit die neuen Maßnahmen sind geeignet, erforderlich und verhältnismäßig.
 Aber was sind denn eigentlich diese genauen Maßnahmen?
 Ja, so ab dem 2. November, also ab Montag soll vier Wochen eine ganze Zahl von neuen Beschränkungen in Kraft treten, nach zwei Wochen allerdings soll deren Will kontrolliert werden.
 Zentral natürlich weiter in Kontaktbeschränkungen, also das ist im Grunde ja logisch und es wird aber jetzt noch mal nachgeschärft.
 Zur Eindämmung der Empathemie ist es ganz zentral, dass möglichst wenig Leute sich treffen.
 Deswegen gibt es jetzt eine Obergrenze von maximal zehn Leuten aus maximal zwei Hausständen, die sich überhaupt noch treffen.
 Und Zitat, darüber hinaus gehende Gruppen feierender Menschen auf öffentlichen Plätzen in Wohnungen sowie privaten Einrichtungen sind Ansichts der ernsten, Lage in unserem Land in Akzeptabel.
 In Akzeptabel heißt natürlich irgendwie nicht verboten für den.
 Ja, das ist so ein bisschen offen. Also es ist ja schon so, dass auch in dem Papier, was wir verlinkt haben, steht, dass diese Einschränkung zu den bereits bestehenden Hinzug kommen.
 Und die bereits bestehenden sind ja, dass ab 50. Neu Infektion, wo 100.000, keine Versammlung von mehr als zehn Leuten auch in privaten Räumen erlaubt sind.
 Deswegen würde ich mal davon ausgehen, dass die Verordnung in den Ländern jetzt daingehend deutlich verfasst sind, dass es eben auch in den Wohnungen nicht erlaubt ist, mit mehr als zehn Leuten zusammenzukommen.
 Das soll, sagte Högebräune, Kanzler ins Minister.
 Insofern kontrolliert werden, als das bei lauten Partys dann halt schon mal die Polizei aufläuft.
 Aber im Kern lässt sich das eben schwer kontrollieren.
 Dann der zweite Punkt, Reisen, sollen unterbunden werden, Bürger sollen heißt es da in dem Beschluss sollen, auf Zitat nicht notwendige private Reisen verzichten, dann weiter Zitat, über Nachtungsangebote im Inland werden nur noch für notwendige und ausdrücklich für nicht touristische Zweckung zur Verfügung gestellt.
 Also sprich, touristische Reisen darf man nicht mehr machen und dazu und übernachten, man darf sie machen, aber man darf halt dafür nicht mehr übernachten in Deutschland.
 Das ist sozusagen ein bundesweites Beherbergungsverbot, aber noch ein bisschen härter, weil das halt bundesweit gilt.
 Ja, wobei, also ob das wirklich jetzt härter ist, das sollte ja eigentlich auch schon vorher gelten.
 Und immerhin werden jetzt quasi berufliche Reisen ausdrücklich aufgenommen.
 Ausgenommen, das gilt übrigens für diese ganzen Regeln, das ist so die rote Linie, die sich da durchzieht.
 Es geht die ganze Zeit gegen Freizeit, gegen private Unternehmungen, während beruflich veranlasste Dinge im weitesten Sinne, so weit es irgendwie geht weiter möglich sein sollen.
 In diese Linie passt auch, dass zum Beispiel so ziemlich alle Freizeit-Einrichtungen geschlossen werden sollen.
 Theater, Kinos, Schwimmbäder, Sportstätten, Fitnessstudios, Opahnhäuser, Armateursport, soll auch nicht mehr erlaubt sein, Profisport nur noch ohne Zuschauer und so.
 Also jetzt wird alles dicht gemacht und was vermutlich am allerhertesten sein wird, die Gastronomie wird noch mal geschlossen für einen ganzen Monat bis Ende November.
 Was, Kneipen.
 Alle Restaurants als einzige, was noch erlaubt sein wird, ist Tech-Way. Also man kann noch bei seinem Lieblingsinterjener anrufen und Pizzer bestellen und die dann abholen, aber man darf sich eben nicht mehr reinsetzen.
 Weintere Einschränkung gelten im Bereich Dienstleistungen. Für Körperpflege kann sich kurz merken, dass alles verboten außer Friseure sind erlaubt.
 Friseure sind erlaubt, aber irgendwie das neue Tattoo auf dem Unterschenkel fällt jetzt erst mal aus.
 Auf der anderen Seite sind aber auch große Hilfspakete beschlossen worden.
 Das heißt, es wird jetzt nicht alles alleine zum Beispiel auf den Brücken von Beherbergungsbetrieben und Gastronomie ausgetragen für die über 10 Milliarden für einen Monat sind vorgesehen.
 Also das soll Olaf Scholz, der Finanzminister und Peter Altmaier, der Wirtschaftsminister sollen, dass hier dieser Woche noch vorliegen, wie das genau funktionieren soll, aber in dem Beschluss ist fast vorgesehen 10 Milliarden für diesen einen Monat.
 Und mit diesen 10 Milliarden sollen halt Betriebe, aber eben auch soloselbstständige 75% ihres Umsatzes aus dem November 2019 ersetzt bekommen.
 Also was habt ihr an Umsatz gemacht im letzten Jahr im November?
 Davon soll man 75% kriegen für Unternehmen bis 50 Mitarbeiter, Mitarbeiterin darüber hinaus gibt es irgendwelche EU-Regelungen für Beihilfe, die beachtet werden müssen.
 Aber im Kern betrifft das ja vor allen Dingen jetzt auch kleinere Unternehmen und für die ist eben dieser Umsatzausfall die Erstattung in Höhe von bis zu 75% heißt es vorgesehen.
 Genau, was auf der anderen Seite offen bleiben soll?
 Wie sagt ihr auf dieser roten Linie oder folgen dieser roten Linie Wirtschaft, ja, privat ist nein?
 Der Handel bleibt auf, wenn auch unterstrengend auflagen. Also es wird zum Beispiel festgelegt, wie viele Menschen nur nach pro Quadratmeter verkaufsfläche einen Ladenparadäle betreten sollen.
 Da öffnliche Personnaverkehr, Kitas, Schulen und interessanterweise auch Gottesdienste sollen offen bleiben.
 Und wenn man sich das alles mal so anschaut, dann oder anders und eins muss man noch dazu sagen, das ganze sind Beschlüsse von Angela Merkel mit den Spitzen der Bundesländer.
 Das ist bislang alles noch kein geltenes Rechner, das ist wie immer, das ist erstmal eine politische Einigung und die muss dann in allen Bundesländern jeweils umgesetzt werden in lokale Corona-Verordnung.
 Und das heißt also, das kann durchaus sein, dass dann einzelnen Ländern im Detail nochmal Abweichungen gelten.
 Aber eigentlich soll das jetzt so durchgezogen werden. Das heißt also, man kann sich merken, Schulen, Kitas, Läden, ÖPN veroffen.
 Aber ansonsten wird sehr viel getan dafür, dass die Menschen sich möglichst wenig begegnen und so ziemlich alles, was irgendwie unter Freizeitverhältnis zu gemacht.
 Für einen Monat. Für einen Monat. Für einen Monat. Und viel der Maßnahmen ist eben Kontakte, wieder nach, verfolgbar zu machen.
 Da sagt jetzt Merkel, ja ab 50.000, neun Infektion pro 100.000, ist das wieder machbar andere sagen.
 Auch das ist noch ein bisschen viel, aber das ist das oberste Ziel. Kontakte, wieder nachverfolgbar machen, weil momentan die Gesundheitsämter vielerorts eben dazu einfach nicht mehr in der Lage sind.
 Das Ziel ist, Schulen, Kitas, Unternehmen sollen offen bleiben können und auch sozusagen das soziale Ziel ist eben auch, dass im Dezember vielleicht eine oder andere verwandten Besuch oder Hallmatbesuch dann eben doch ohne Kontaktbeschränkung.
 Möglich sein soll, um bis dahin vielleicht die Infektionszahlen wieder in den Kraft zu bekommen.
 Ja, das ist so das große Ziel. Turing hat da, wie soll ich sagen, so Turing hat er nicht so ganz gegengestimmt.
 Hat aber zugleich eine gewisse Erwartung dokumentiert. So kann man glaube ich sagen, was eine bessere demokratische Gründung angeht.
 Also Turing, das ist in dieser Protokollnotiz festgehalten, erwartet das Ahn der Deutsche Bundestag eine akute Gesundheitsnotlage feststellt, der die von der Ministerpräsidentenkonferenz getroffenen beschlüsse rechtfertigt.
 Und das B, der Bundesrat in seiner nächsten Sitzung, seinerseits, die vorher vom Bundestag getroffenen Feststellung ebenfalls vornimmt.
 Das C eben der Freistaat Turing erwartet, dass der Deutsche Bundestag schnellstmöglich die notwendigen Anpassung des Infektionsschutzgesetzes beschließt.
 Also dahinter verbirgt sich einfach diese Vornörung nach mehr Beteiligung der Parlamenten.
 Darauf haben die gepocht und, wie gesagt, es gab heute die Regierungserklärung im Bundestag, das war eine hitzende Debatte.
 Aber da steht eben auch diese Vorderung mit drin, das Bundesinfektionsschutzgesetz anzupassen und die rechtliche Grundlage für die ganzen Maßnahmen eben.
 A zu diskutieren und B auch breiter aufzustellen.
 Aber es gibt natürlich auch eine ganze Menge an inhaltlicher Kritik, die er sich jetzt weniger an das Verfahren richtet als an das, was in dieser Einigung jetzt drin steht.
 Ganz zentral hat Alexander Gauland heute im Bundestag diese Maßnahmen für Unverhältnismäßig erklärt, mit der Begründung es erkrankten,
 ja, bis lang vor allem junge Menschen und die Todeszahlen sein nur im zweisteligen Bereich. Also sterben pro Tag weniger als 100 Menschen zurzeit.
 Also findet Alexander Gauland da müssen wir nix machen.
 Die Alternative sagt, er müsste sein, er Risiko gomen zu schützen. Also er hatte sowas vorgeschlagen, wie bestimmte Einkaufszeiten für Senioren, damit die geschützt einkaufen können.
 Das war sein Kernvorschlag und er sagt halt auch Grundrechte können nur das Parlament einschränken.
 Er sprach von einem Kriegskabinett, was es gebe, was sich in der Bundesregierung Corona-Kabinett nennt, also die Beteiligten am Ministerien setzen sich zusammen
 und beraten halt was zu tun ist, dass nennt er Kriegskabinett dieses Kabinett könne auch in Zusammenarbeit mit den Ministerpräsidenten und Ministerpräsidenten eben keine Grundrechte einschränken.
 Da müsste der Bundestag gefragt.
 Ja und da muss man natürlich sagen, das hat mir in der Lage schon verschiedentlich.
 Das geht am Problem vorbei, denn natürlich richten oder liegen diese ganzen Maßnahmen auf der Linie dessen, was der Bundestag ausdrücklich beschlossen hat.
 Der Bundestag hat ja das Infektionsschutzgesetz ergänzt, um eine Verordnungsermächtigung und nur aufgrund dieser Verordnungsermächtigung des Bundestages können die Länder überhaupt tätig werden.
 Das ist wirklich leider polimik, aber es gibt auch deutlich sachliche Rekritik für die von der Kassenärztlichen-Bundesvereinigung und eine rei- andere Ärzteverbände zusammen mit Herrn Prof. Sträg.
 Was denken denn die von diesen Beschlüsse?
 Also vielleicht kassenärztliche Bundesvereinigung, das ist die Vertretung der niedergelassenen Ärzte.
 Eineseits in Interessentvertretung, die machen aber auch viel Abrechnung, aber für die Sprechen, die im Kern, und der Sträg ist halt leider der Wirho-Lycki an der Uni Bonn.
 Und die haben kurz vor der Verkündung dieser Maßnahmen gestern eigene Vorschläge präsentiert und die gehen so ein bisschen zum Teil zumindest in das, was auch Gauland fordert.
 In den Papier dieser Gruppen steht eben, es müssten vor allen Dingen Risikogruppen besser geschützt werden. Vor allen Dingen auch mit Schnelltests. Dazu kann man sagen, dass wollen auch Merkel und die Länderchefs haben sie extra aufgeschrieben, dass in Altenheim und Pflegeheimen so jetzt primär diese Schnelltests eingesetzt werden können, um eben auch Besuche und so bei Risikogruppen besser zu ermöglichen.
 Dann sieht dieser Plan oder diese Forderungsliste von Sträg und seinen Gesinnungsgenossen und genossen vor, dass eben nicht nur auf Neuinfektionen geschaut werden, soll um die Dramatik zu ermessen, dann muss man sagen, das tut aber auch eigentlich keiner mehr.
 Es geht ja auch um die Zahl der belegten Intensivbetten und es geht ja auch um die Todesfälle. Also da werden ja ganz verschiedene Statistik in den Blick genommen.
 Genau. Und es wird eben bevor da ein langfristiger Plan, um mit dem Virus zu leben. Und da würde ich sagen, ja, das ist sicherlich richtig. Schnelltests kommen jetzt an einigen Punkten auf den Markt, stehen zur Verfügung, müssen von Fachpersonal aber gemacht werden, gibt es noch ein beschränkter Zahl.
 Impfung, maybe Zulassung nächstes Jahr, aber bis das wirklich wirkt und alle Geimpft sind das dauert und wir müssen sicherlich einen Plan entwickeln, was den nächsten vier Monaten passiert, was im Sommer passiert.
 Aber was dieser Plan eben vermissen lässt, ist eine Alternative dazu, wie wir diese Zahlen jetzt runterklicken.
 Und damit wir mit der ganz akuten Explosion umgehen. Also einfach zu sagen, wir brauchen einen langfristigen Plan, mag alles richtig sein, ändert aber nichts daran, dass jetzt akut, wir jede Woche plus 50 Prozent haben, Philipp hat es eben schon, würde ich zu reichter eine exponentielle Steigerungsrate genannt.
 Und da muss man einfach sehen, jetzt konkret muss irgendwas passieren und dazu äußert sich dieses Papier leider nicht so wirklich.
 Und auch noch eine Nachfrage, das war eine Pressekonferenz und haben auch Kollegen und Kollegen nachgefragt, ja, aber wir haben 16.000, neun Fektion jeden Tag.
 Was vertonnt man sich irgendwie alle 10 Tage. Was schlagen Sie vor und da kam nur ausweichende Antworten.
 Das macht diese Ideen, die Sie das gezielt nicht falsch, wie gesagt, langfristiger Plan, alles gut.
 Aber so als Alternativvorschlag zu dem, was dann anschließend Merkel und die Länder vorgeschlagen haben, taugt das nicht.
 Ja und nicht umsonst ist es auch so, dass aus der Wissenschaft eine ganze Reihe von Stimmen kamen, die das Konzept der Bundesregierung oder nicht genau genommen, der Bundeskanzlerin und der Spitzen der Bundesländer eben Kern, jedenfalls gestützt haben.
 Unter anderem die deutsche Forschungsgemeinschaft und die Präsidenten der Fraunhofergesellschaft, der Helmhotsgemeinschaft, der Leipnitzgemeinschaft, der Max Planckgesellschaft und der Nationalakademie der Wissenschaften.
 Schlicht vor hat Leopoldina, das sind die Top Wissenschaftsorganisation in Deutschland.
 Alle zusammen haben dieses Ding geschrieben.
 Genau und die sagen im Kern ist ein schneller kurzer Lockdown eine gute Idee.
 Unter anderem sagt nämlich Herr Brockmann von der Humbord- und Visität Berlin, der die Zahlen mal modelliert hat, der also mal brechen, hat wie entwickelt sich das weiter.
 Zitat, alle Modelle, die ich kenne, sagen, ein kurzer, harte Lockdown ist besser als ein software-Langer und die Kontakte müssen runter, sagt Brockmann in einem Interview und eben die Gruppengrößen müssen kleiner werden.
 Das sind seine Maßgaben, der ist aber kein Sozulogen oder Politiker, sondern der ist halt Physiker, ist ja glaube ich und macht halt solche Modelle unter anderem fürs RKI.
 Jetzt ist natürlich die Frage, das sind ja sehr weitreichende Maßnahmen.
 Und die Frage ist, wie werden sie begrünen? Darum haben wir ja auch in der Lage gesprochen und da ist die Lage leider etwas unübersichtlich.
 Das Robert Koch-Institut veröffentlicht Statistiken, auch darüber, was wissen wir eigentlich, wo stecken sich die Menschen denn jetzt genau an und nach den Statistiken des Robert Koch-Instituts?
 Sind das in erster Linie im privaten Raum, alten Pflegeheime, Arbeitsplatz.
 Laut RKI-Statistik sind keine Pandemieherde, die folgenden Orte, Verkehrsmittel, Gastronomie, Übernachtung.
 Und da ist jetzt die Frage, wie das spricht, dass nicht den Maßnahmen, wenn jetzt Restaurants zugemacht werden und der privater Raum trotzdem noch zehn Leute erlaubt, wie begründen wir denn diese Maßnahmen?
 Und das ist da nicht so einfach, denn auch das RKI sagt, unsere Statistik, die auf den ersten Weg erst mal eindeutig ist, privater Raum, ja, Arbeitsplatz, ja, Gastronomie, R Nein.
 Diese Statistik ist immer, sagt das RKI-Stitist mit Vorsicht zu genießen, weil sie von drei Viertel der Infektionen nicht wissen, wo sie entstanden sind.
 Diese ganze Erkenntnisse fusen nur darauf, dass sie wissen, bei einem Viertel der Infektionen, die in den Gesundheitsämtern aufschlagen, kann man nachverfolgen, ja, wo sind sie denn entstanden?
 Und daher wissen wir, dass es vor allen Dingen der privater Raum ist. Bei drei Viertel der Infektionen lässt sich aber gar nicht sagen, wo ist hier den entstanden?
 Kann im ÖPNV gewesen sein, kann im Handel gewesen sein, kann zur Außer gewesen sein, wir wissen es schlicht einfach nicht.
 Und deswegen fehlen einem da so ein bisschen, die wirklich belastbaren Fakten anhand derer man sagen kann.
 Wir machen Gastronomie zu, wir machen ÖPNV auf, wir unterbinden Reisen. Was machen wir jetzt damit?
 Ja, das hängt letztlich davon ab, was man, wie man diese 75 Prozent einschätzt. Man muss es in aller Deutlichkeit sagen, diese Einschränkung, die jetzt verkündet worden sind, lassen sich mit den Zahlen des Robert Koch Instituts über die bekannten Infektionsorte nicht begründen.
 Das muss man so deutlich sagen. Also das, was wir auch in der Lage immer gefordert haben, also eine klare wissenschaftliche Begründung, was zugemacht wird und was nicht.
 Das lässt sich aus den Zahlen des RKI nicht ableiten. Aber Philipp hat es gesagt, drei Viertel der Infektionen sind gar nicht ein deutlich nachzuferziehen und jetzt gibt es im Grunde zwei denkbare Interpretationen.
 Die eine Prutation ist, die unklaren 75 Prozent verteilen sich so, wie die klaren 25 Prozent. Dann müsste man sagen, ist totaler Quatsch, Hotels und Gastro zuzumachen, denn die machen nur ein paar Prozent der Infektionen aus.
 Man kann vielmehr sämtliche deutschen Betriebe zu machen, denn die machen irgendwie keine Ahnung. Jedenfalls ein ganz erheblichen Teil aus Prozent. Kann man nicht so richtig ablesen, das sind man nur tausender.
 Aber jedenfalls sind es ein ganz erheblicher Anteil. Ich würde mal schätzen, so 15-20 Prozent. Dann müsste man theoretisch alle Betriebe zu machen.
 Das will aber keiner aus wirtschaftlichen Gründen. Die andere Interpretation ist, dass sich in den 75 Prozent von denen wissen, genau wissen, massenweise Ansteckungen in Restaurants und In Theatern und in Hotels verbergen.
 Wenn das natürlich so wäre, wenn die quasi einfach nur nicht in die Statistik eingehen, wenn man nicht genau das mitbekommen, wenn sich immer im Restaurant ansteckt, dann wäre das natürlich zu begründen.
 Das heißt also, die Politik geht, denke ich, mit diesen Regelungen sehr deutlich an die Grenze dessen ran, was man gerade noch so verfassungsrechtlich begründen kann.
 Und das einzige, worauf sich die Politik wirklich noch stützen kann, ist diese Unklar, dass wir einfach für bestimmte Infektionen oder für drei Viertel der Infektionen nicht genau wissen, wo und wie sie zustande gekommen sind.
 Also, ja, sehe ich aus so, wir wissen nicht so richtig, wo sich die ganzen Leute anstecken, was wir aber wissen, relativ gut wissen, ist, wie sich Leute in der Regel anstecken, sprich, wie dieses Virus übertragen wird, nämlich durch Tropfchen, aerosol und vielleicht auch ein bisschen Berührung und solche Sachen.
 Aber vor allem, sie aerosol.
 Und deswegen finde ich es legitim zu sagen, okay, wenn wir denn schon nicht genau empirische Wissen, wo sich die Leute alle anstecken, dann können wir doch wenigstens sagen, ja, wo ist denn die Wahrscheinlichkeit besonders hoch, dass sie sich anstrecken, basierend auf dem wissen, was wir haben, über die Art und Weise, wie sie sich anstecken.
 Und da finde ich dann das vorgehen schon wieder nachvollziehbar. Aber es ist natürlich eine politische Entscheidung und dafür sind Politiker und Politikerinnen da, um eben in so einer unklaren Lage zu entscheiden.
 Und die Lage ist unklar und gleichzeitig muss aber was getan werden. Ich glaube, da sind sich fast alle eigentlich einig, dass man das nicht so weiterlaufen lassen kann.
 Und Herr Gebrauen, der Kanzler am Minister hat heute morgen im Deutschlandfunk erklärt, wie er rechtfertigt, dass man aufgrund dieser unklaren Faktenlage trotzdem zu diesen doch erheblichen Einschränkungen der Rechte kommen kann.
 Die eine Ebene ist, dass wir schon Anhaltspunkte haben, dass im freizeitlichen Kontext eher mehr Ansteckungen stattfinden.
 Und deshalb ist es richtig in diesem Bereich die wesentlichen Beschränkungen zu machen.
 Das zweite ist, wir müssen natürlich priorisieren. Schule, Bildung und der Großteil von Handwerk, Mittelstand und Wirtschaft.
 Wir wollen wir voll aufrechterhalten, anders als im März April ja auch zum Beispiel den kompletten Einzelhandel lassen wir offen.
 Aber irgendwo müssen wir die Kontakte reduzieren. Und das ist am Verhältnis mäßigsten, wenn wir auf die Freizeitaktivitäten verzichten.
 Und der zweite Punkt, warum es zurechtfertigen ist, dass wir sagen, in diesem einen Monat, wo wir jetzt einen Teil der Wirtschaft, der Freizeitwirtschaft, der Gastronomie so harte Beschränkungen auf erlegen,
 kommen sie aber 75 Prozent des Umsatzes, den sie im letzten November gemacht haben. Im letzten Jahr, als es noch kein Corona gab, staatlicherseits erstattet, dass es sehr teuer, aber sicher angemessen, um eben gerade den Betroffenen jetzt durch diese Datenmonat zu helfen.
 Also er sagt, ein Monat ist es begrenzt, es gibt Entschädigungen für den Ausfall und sie müssen halt irgendwo die Kontakte runterbringen und das scheint ihn am Verhältnis mäßigsten in der Freizeit ermöglicht zu sein.
 Und so sagt er, ist er optimistisch, dass die Gerichte, die ja fast alle Behörde- und Verbode gekippt haben, wegen dieser Mangel in den Datenbasis, dass die Gerichte diese Einschränkung jetzt mittragen.
 Wenn man momentan die einzelnen Branchen fragt, sagt jeder, der mit jene Konzepte, der uns steckt sich keiner an und trotzdem haben wir heute eine neue Rekordzahl.
 Und das müssen wir einfach zur Kenntnis nehmen und die Hoffnung, dass die Todeszahlen, dass die schweren Verläufe so niedrig bleiben, obwohl die Zahlen explodieren, das wäre wirklich naiv und deshalb ist es aus Gesundheitsschützgründen erforderlich.
 Und deshalb werden die Gerichte das auch anerkennen, davon, den ich fest überzeugt.
 Aber das sage ich auch immer wieder auch aus wirtschaftlichen Gründen, die Länder, die durch hohe Infektionszahlen getroffen werden, wie z.B. die USA, Brasilien oder jetzt leider auch unser Nachbarfragend-Kreif.
 Die haben eine deutlich schlechter wirtschaftliche Entwicklung als wir, also hohe Zahlen zulassen, schadet der Wirtschaft mehr als die Maßnahmen, die wir jetzt ergreifen.
 Und in der Tat ist das Stichwort Wirtschaft, glaube ich, ganz zentral gewesen bei diesen Beschlüssen, die da gefasst worden sind. Und in diese Richtung geht eben auch die Einschätzung von Clemens Füß, der ist der Ivo-Präsident und er sagt, das die Tat.
 Es kann keine wirtschaftliche Erholung geben, wenn die Pandemie nicht unter Kontrolle ist, es besteht kein Konflikt zwischen Gesundheits- und wirtschaftspolitischen anliegen.
 Das ist ein Päper, was er geschrieben hat, auf das wir auch hier, glaube ich, vor Monaten schon mal hingewiesen haben, eine Modellierung, die sie gemacht haben, mit runter mit den Zahlen ist kein Widerspruch zu hochmitte Wirtschaftszonen, das läuft hand in Hand.
 Ja, also das ist ganz offensichtlich jetzt die Grundlinie. Klar, die Wirtschaft braucht natürlich gesundem Menschen, sonst funktioniert erladen nicht.
 Und bei den Einschränkungen, möchte man jetzt eben, haben wir ja jetzt auch schon mehrfach gesagt, bei der Freizeit ansetzen, da die härtesten Beschränkungen vielleicht noch wirtschaftlich ausgleichen, aber im Kern wirtschaftsverweiter laufen, schule Kindergärten, sollen weiter laufen und im Freizeitbereich wird gestrichen.
 Jetzt ist natürlich die Frage, und das ist eben auch schon angeklungen in dem Interview mit hergebraunen, werden das die Gerichte mitmachen, denn die sind ja in den letzten Wochen deutlich bisiger geworden als noch im Frühjahr.
 Die Beherbergungsverbote sind fast überall gekippt worden und deswegen ist da glaube ich ganz zentral, wie werden die Maßnahmen begründet und gibt es ein gesamtkonzept.
 Das ist nämlich jetzt auch die Frage, die wir uns gestellt haben bei der Vorbereitung dieser Sendung, warum sind diese Maßnahmen jetzt okay, obwohl wir letzte Woche und in den Wochen zuvor immer gesagt haben, Beherbergungsverbote gehen gar nicht.
 Ja, und da würde ich halt sagen, was sich jetzt geändert hat, ist eben, dass es ein gesamtkonzept gibt, was man so skizzieren kann, Prowirtschaft gegen die Freizeit, auch das bemühen, dass die jetzt wirklich mal ein Bundes einheitlich zu machen.
 Das wirklich alle Türen mit Abschrichen, aber im Prinzip schon alle mitziehen, würde ich sagen, macht den Unterschied. Und finde ich, dass man sagen muss, irgendwie müssen wir diese Kontakte runter kriegen.
 Und weder die AfD noch die Leute umsträglich haben ein wirklich überzeugenden Alternativplan vorgelegt, wie das denn gehen soll, ohne dass wir die Kontakte um 75% reduzieren.
 75% unserer Kontakte sagen Modellierer müssen runter, damit wir wieder in diesen nachverfolgbaren Bereich reinkommen.
 Das erfordert eben harte Schritte. Das musst du irgendwie, musst du das machen. Und ich finde angesichts der Tatsache, dass das hier A begrenzt ist auf einen Monat.
 Das ist B 75% des Umsatzes vom letzten Jahr aus dem November erstattet, in gibt. Dass das Bundes einheitlich ist und dass es halt zum Gesamtkonzept gibt und dass es nach zwei Wochen überprüft werden soll, finde ich das okay.
 Ich würde sagen, wir sind hier hart an der Grenze, dessen, was man gerade noch begründen kann, gerade weil auch Betriebe oder Branchen betroffen sind, die nach allen Zahlen, die wir haben, gerade keinen Anteil haben, am Pandemie geschehen.
 Wie gesagt, das kann man nur noch gesund beten mit den 75% unklaren Infektionen. Da kann man nur sagen, bei denen verstecken sich die ganzen Übertragung in Restaurants und in Hotels oder in Theatern und Oparen.
 Die halt in den bekannten Infektionszahlen nicht auftauchen. Das ist natürlich, das muss man auch sagen, das ist ein bisschen Kaffersatzleserei, aber auf der anderen Seite Philipp hast du es auch gesagt.
 Irgendwo müssen diese Infektionen ja passieren. Und insofern würde ich mal denken, das ist so ziemlich das letzte Experiment, dass man der Politik hier aus einer rechtlichen Perspektive wohl zugestehen kann.
 Wie gesagt, normalerweise gilt strenger Verhältnismäßigkeit grundsätzlich nur in den Bereichen, wo man tatsächlich keine klare Empiri hat, wo die Zahlen fehlen. In diesen Bereichen gilt dann wiederum die sogenannte Einschätzungspräerogative, das Gesetzgeber, oder in diesem Fall der Exekutive als Verordnungsgeber.
 Wenn man es nicht sicher weiß, dann dürfen unsere Gewähltenvertreterinnen und Vertreter eine Einschätzung treffen, was sie glauben, was wohl wirksam sein wird.
 Deswegen denke ich, wird das vor Gericht wohl im großen und ganzen Halten. Ich bin relativ optimistisch gerade eben, weil es diese klaren Zahlen gibt und weil es begrenzt ist.
 Aber wie gesagt, eigentlich müsste man immer mehr dazu kommen, wirklich die Maßnahmen abzuleiten aus dem tatsächlich Messbahnpandemie geschieht.
 Wenn du sagst, was wir wissen ist, privater Bereich, Unternehmen und was war das dritte?
 Privatbesuche müsste man eigentlich noch privat besuchen. Wenn du das wenn du nur danach gehst.
 Das wissen wir sicher danach machen wir so. Dann würde das heißen Privatbesuche sind verboten.
 Du darfst dich nur noch in deiner Wohnung oder am Arbeitsplatz aufhalten.
 Und Betriebe müssten, wenn die halt den Abstand nicht einhalten, können dich gemacht werden.
 Schließen. Schwierig. Da kann ich schon verstehen, dass sie überlegen, haben wir da nicht alternativen.
 Oder das sieht zumindest mal versuchen, ob es nicht vor Gericht hält. Also wie gesagt, ich würde jetzt auch für diesen einen Monat würde ich noch sagen, geht das so gerade noch durch.
 Aber man sollte sich einfach klar machen. Wir sind hier tatsächlich politisch hart an der Grenze dessen, bis gerade noch so zulässig ist.
 Aber letztlich muss man immer sagen, politische Maßnahmen sind das eine, das entscheidende, letztlich ist unser allerverhalten.
 Wir reden immer über die politische Maßnahmen, weil wir die natürlich sehen und natürlich das debattiert wird und so.
 Aber wo kein wird, da kein Virus. Dieses Virus braucht uns und das Virus wird übertragen durch uns und durch unsere Kontakte.
 Und wir haben einfach sehr großen Einfluss darauf, wen wir sehen, zu wen wir Kontakt haben und da welchen Umständen wir Kontakt haben.
 Und da kann man einfach nicht genug darauf hinweisen, überlegt euch bei jedem Kontakt, ob er jetzt sein muss.
 Hinterfrag das alles. Ich habe neulich mit bekannten gesprochen.
 Wir machen ja eine Hello-Vin-Party. Was? Was macht ihr? Ja, ja, da kommen, ich sage, wie kommen denn?
 Ja, da kommen 15, 20 Leute. Ich sage, da kommen 15. Ja, aber die sehen sich doch auch sonst alle im privaten Bereich.
 Ja, aber es macht ein Riesenunterschied, ob du jeden dieser 20 Leute privat zum Essen auf der Straße trisst oder ob die alle zusammen hockt?
 Bei schlecht der Belüftung. Bei schlecht der Belüftung im Zweifel ist halt einer Krank, nämlich du und bei der Partys sind halt im Zweifel 15 oder alle Krank und laufen nach Hause und dann vergeht die Woche und sie haben wieder tauscht.
 Die ganze VG ist angesteckt und so. Also deswegen, hey, Partys müssen jetzt nicht sein.
 Nein, ne, pfjd einfach aus. Föderfach aus ist nicht. Also manchmal standen wir wirklich. Also insofern Fälle würde ich ausdagen, kommt auf uns alle an.
 Kontakttaggebücher kann man führen. Das ist noch eine sinnvolle Maßnahme. Wir haben es schon mehrfach gesagt, die Gesundheitsämter sind einfach am Limit.
 Ja, in vielen Bereichen schon über dem Limit, insofern macht das total Sinn, natürlich privat sich einfach mal zu notieren, wie man so alles trifft, um im Zweifelsfall dann eben benachrichtigen zu können.
 Gibt es inzwischen auch Apps dafür und natürlich die große Corona-App, die sollten natürlich auch alle installiert und aktiviert haben zur App noch eine kleine Ergänzung.
 Wir hatten ja letzte Woche darauf hingewiesen, dass nach dem, was wir so recherchiert haben, es extrem schwierig ist oder jedenfalls mehrere Klicks erfordert mit dieser App überhaupt darauf hinzuweisen, wenn man positiv getestet worden ist.
 Und da haben wir jetzt nochmal so ein paar Screenshots gefunden. Genau, das war letztes Mal so ein bisschen. Wir haben gehört, wir haben gehört, es soll so sein.
 Da werden schon Quellen, ne? Aber wir haben es nicht selber gesehen. Wir haben es nicht selber gesehen und jetzt gibt es halt es hat mir SAP, Sprecher so ein Video geschickt vom Regierungsprecher, sauber der diese App erklärt und in diesem Video ist auch zu sehen, wie das genau aussieht, wenn man sein positives Test Ergebnis teilen will und die Screenshots, die packen wir euch mal in die Kapitelmang.
 Da machen wir vier kleine kurze Kapitel jetzt raus und dann seht ihr die alle, könnt ihr euch mal angucken und daraus wird schon deutlich, dass du mindestens dreimal wahrscheinlich vier mal klicken musst, nachdem du dein positives Test Ergebnis dort eingegeben hast, drei bis vier mal klicken musst um das zu teilen.
 Und ich habe auch nochmal mit Alexander Grümmer gesprochen, das war derjenige, der sich hier bei Twitter letztes Mal auch gemeldet hat und gesagt ja, ich war positiv getestet und musste da drei, vier mal klicken, bis das überhaupt mit meinen Kontakten geteilt war.
 Und ich habe Alexander nochmal gebeten zu schildern, wie dieses ganze Teilen Verfahren auf ihn gewirkt hat.
 Mein Eindruck war es war sowohl abschreckend, als auch unnötig kompliziert. Wenn ich mir vorstelle, es gäbe einen Webshop, in dem man Klamotten oder irgendwelche Gegenstände kauft und der Webshop würde vor den bezahlen vier mal fragen, ob ich tatsächlich mein Geld dafür ausgeben würde, da würde keiner noch mal auf Kaufend klicken, einfach aus Angst, dass man gerade was falsch gemacht hat.
 Also das ist jetzt einfach die Bestätigung und der Aufruf dieses teilen einfacher zu machen in der App, die App ist jetzt, glaube ich, 21 Millionen mal runtergeladen worden. Also das scheint nach oben zu gehen, aber um das zu erleichtern, glaube ich muss man einfach, dass die Sein auch nochmal ändern.
 Die Telekom hat bei der 100 Tage Pressekonferenz gesagt, sie sprechen mit Tüologen und ihnen sei bewusst, dass das Design wichtig ist.
 Kann man nur hoffen, dass sie das noch noch anpassen.
 Zu unserem nächsten Thema, wir blicken nochmal über den Atlantik in die Vereinigten Staaten. Dort hat es in dieser Woche eine erwartet, aber doch relativ sensationelle Entscheidung gegeben, nämlich Amy Coney Barrett.
 Es bestätigt worden eine extrem konservative Juristin wird also in Zukunft dem Supreme Court der Vereinigten Staaten angehören und das auf Lebenszeit.
 Die Frau ist 48 Jahre alt, das heißt also, nach der normalen Lebenserwartung wird sie 30 bis 40 Jahre jetzt diesem Gericht angehören und dort ihre Erzkonservativen, Tesen mutmeßlich verbreiten, die beiden anderen Richter, die Trump anhandelt sind ja auch so in dem Altersbereich.
 Ja, beide, glaube ich, Ende 40, Anfang 50, so was.
 Also das muss man schon sagen, wenn von Donald Trump längst nicht mehr die Rede sein wird und der Trump Tower im Zweifel abgerissen wurde, dann werden diese Menschen immer noch am Supreme Court sitzen mutmeßlich.
 Natürlich können die auch vorher keiner an Umfall haben. Also im jedenfalls nach den natürlichen normalen Lebenserwartungen werden die also noch auf Jahrzehnt sie.
 Die Rechtsprechung des Gerichts prägen und das eben auf eine mutmeßlich sehr konservative Weise.
 Und just as Barrett zum Beispiel oder Coney Barrett ist ja unter anderem eine erklärte Abtreibungsgegnerin und außerdem, was vielleicht noch gravierender ist, fürchten sich sehr viele Menschen in den Vereinigten Staaten,
 dass sie möglicherweise daran mitwirken könnte, den sogenannten "Forder-Ber-Care Act" stichwort "Obama-Care" abzuschaffen.
 Das heißt also die grundsätzliche für alle verfügbare Gesundheitsversorgung, Krankenversicherung in Vereinigten Staaten.
 Das ist für die Demokraten einen Schwarzen Tag gewesen. Auf der anderen Seite aber natürlich ein großer Trium für die Republikaner, die eben seit Jahrzehnten daran arbeiten, quasi den Supreme Court zu übernehmen.
 Und das dürfte jetzt wohl fürs erste gelungen sein, sie haben jetzt eine Mehrheit von sechs Stimmen gegenüber drei Richterinnen und Richterinnen im Gericht, die von demokratischen Präsidenten ändern wurden.
 Da habe ich noch eine ganz interessante Tese gelesen, also dieser Platz wurde ja nur frei, weil Richterin Ginsberg gestorben war und das gab man diesen Debatte, ob Trump jetzt diesen freige Worten im Platz noch vor der Wahl besetzen sollte oder nicht.
 Und die Republikaner wollten das natürlich aber ich habe so eine interessante Tese gelesen, dass es für ihn fast schlauer gewesen wäre, das nicht zu tun.
 Fahne ich ganz interessant das Gedankenspiel, weil hätte er diesen Platz jetzt nicht besetzt und offen gelassen und sowie die Demokraten das gefordert haben, die im nächsten Präsidenten überlassen, dann hätten die Konservativen im Supreme Court trotzdem eine Mehrheit gehabt.
 Auch wenn die Demokraten dann das mit ihren Richterinnen und Richter besetzt hätten, dann wäre es halt nicht 6 zu 3, sondern 5 zu 4 gewesen, aber es wäre eine Mehrheit.
 Trump hätte aber die Möglichkeit gehabt zu sagen, in der Wahl Leute, wir lassen das offen, aber wenn ja einen weiteren konservativen Richter im Supreme Court haben wollte, dann müsste ich mich wählen.
 Und so die Idee, die Tese, hätte er vielleicht auch Leute dazu bewogen, inzuwählen, die das jetzt vielleicht nicht tun.
 Ja, das ist in der Tat einer sehr plausibilistische Philipp, wenn man davon ausgeht, dass das übergeordnete Ziel ist, Trump wieder wählen zu lassen.
 Darum geht es aber nicht. Der Plan, insbesondere für Mitch McConnell, also die Mehrheitsführer der Republikaner im Senat ist es eben seit Jahrzehnten, irgendwie die Gerichte, insbesondere die Bundesgerichte, in den Vereinigten Staaten mit möglichst vielen konservativen Richterinnen und Richtern vollzupacken.
 Und deswegen war jetzt für ihn für Mitch McConnell einfach die Entscheidung völlig klar, dieser Platz muss besetzt werden und zwar jetzt, ob Trump jetzt nochmal wieder gewählt wird, ist im Grunde egal.
 Wie seit in vier Jahren wäre Trump's zweite Wahlzeit oder Wahlperiode eher abgelaufen, zweiter am Zeit abgelaufen, dann sitzt aber Amy Kony Barrett immer noch über 30 Jahre mutemasslich am Süßen.
 Der Senat und Mitch McConnell für die war das völlig klar, Mitch McConnell ist völlig egal, der rechnet damit, dass Trump abgewählt wird und der wollte, dass jetzt halt in seine Legacy schreiben, dass er quasi diesen sechsten Richter da beannandert, aber jetzt allein aus Trump's Perspektive.
 Aus seiner persönlichen, gut, ich war der Donald Trump, und muss man natürlich sehen, ist natürlich im Prinzip Ego-Mane, das heißt also für ihn ist sicherlich vor allem wichtig, ob er wieder gewählt wird.
 Ich denke, sein Kerkül wird sein, das kann man auch an vielen Äußerungen von ihm ablesen, dass er gegenüber seinen Wählerinnen und Wähleren einfach sagen können möchte. Ich habe geliefert.
 Ich habe geliefert, ihr habt mich gewählt dafür, dass ich konservative Richterinnen und Richter in Amt und Würden bringen und genau das tue ich.
 Und erhofft, glaube ich, auf den quasi genau umgelkehrten Effekt nicht, lasst mich im Amt damit, ich sie noch benennen kann, sondern er sagt, ich habe geliefert und jetzt wählt mich quasi aus dankbar.
 Ist jetzt eh durch Pugt. Aber eine spannende Frage ist und deswegen greif mir das Thema nochmal auf, wie so denn eigentlich die Besetzung des Supreme Court ein so ein zentrales Ziel der der Publikane ist,
 die dem zum Beispiel auch die Chancen für die Wiederwahl von Donald Trump im Zweifel unterordnen. Und ich denke, die Lösung ist die demokratische Entwicklung in den Vereinigten Startfälle.
 Bei den Wahlen geraten, sie nämlich immer mehr in Zitertreffen. Also ihre Zielgruppe sind weiße vor allem ohne Studium und die machen aber ein immer geringeren Anteil an den Wählerinnen und Wählerinnen aus.
 Und wenn sie jetzt die Gerichte vollpacken, können sie immer noch demokratische Entscheidung kippen, auch wenn sie keine mehr ein mehr haben.
 Das muss ich mir überlegen, das heißt, es geht in Kern um einen, man muss zu deutlich sagen, man antidemokratisches Projekt, es geht darum, in den Gerichten eine Mehrheit zu etablieren,
 weil die Richterinnen und Richter eben typischerweise auf Lebenszeit ernannt werden, nicht nur am Supreme Court, auch auf der Ebene der District Court und der Appellate Court.
 Und auf dieser Art und Weise versuchen sich die Republikaner, also Mehrheiten zu sichern in den Gerichten, indem sie die mit konservativen Personen vollpacken.
 Das ist die eine, Seite der Medaille, wenn man so will, oder die eine Hälfte des Plans, die andere Hälfte des Plans setzt unmittelbar, dann bei dem Versuch an sich trotzdem noch irgendwie Mehrheiten bei Wahlen zu sichern.
 Auch wenn die demokratische Entwicklung in den Vereinigten Staaten die Republikaner in der Tendenz immer mehr benachteilig, es gibt einfach immer mehr Menschen mit Migrationshintergrund in den Vereinigten Staaten, es gibt immer mehr Menschen mit College Abschlusses, es gibt immer mehr Menschen,
 die schlicht und ergreifend nicht zur Kernzielgruppe der Republikaner gehört, das verwegen, verlieren sie im Grunde an Boden, aber die Republikaner versuchen eben auch immer mehr ihre Mehrheiten zu sichern, indem sie bestimmte Gruppen vor allem farbige und ärmere Menschen von der Wahl ausschließen.
 Und tatsache ist jedenfalls das Wahlrecht in den USA Sache der Staaten. Und diese Gesetze aus den Bundesstaaten landen in aller Regel, wenn sie umstritten sind, beim Supreme Court.
 Das heißt also die Republikaner haben ja doch in einer großen Zahl der Bundesstaaten die Mehrheit und sie versuchen dann einfach Übereinschränkungen des Wahlrechts auf der eben der Bundesstaaten, es für bestimmte Menschen immer schwerer zu machen, überhaupt an der Wahl teilzunehmen.
 Also zum Beispiel bekommt man ja in den USA keine Wahlbenahrichtigung, sondern man muss sich selber registrieren für die Wahl und dazu braucht man alle möglichen Unterlagen und je nach Bundesstaat wird es einem immer schwieriger gemacht.
 Also keine Ahnung, man braucht man eine Geburtsohkunde. Hast du möglicherweise nicht, wenn du jetzt irgendwie deine persönlichen Unterlagen nicht so im Griff hast, dann besitzt du schlicht vielleicht keine Geburtsohkunde.
 Manchmal muss man Tests machen, dass man lesen und schreiben kann oder wenn man schon mal verurteilt worden ist, wegen einer Straftat verliert man schnell mal das Wahlrecht oder in manchen Bundesstaaten muss man sämtliche Geldstrafen bezahlt haben, sonst verliert man das Wahlrecht.
 Das heißt auch eine kleine Schreibfehler in deiner Registrierung und wenn du dann selber da ankommst und da hast irgendwelche untypischen Namen, dann sind die mal falsch geschrieben, dann darfst du sofort nicht mehr wählen.
 Genau, es gibt auf Deutsch Tausend Schwierigkeiten, die die Republikaner ganz bewusst einführen in den Bundesstaaten, wo sie disagen haben, um Menschen davon abzuhalten, überhaupt weh hingehen zu können.
 Und früher mal hatte da das Justizministerium auf Bundesebene, also das Department of Justice, die Möglichkeit solche Wahlrechtsbeschränkungen auf Staaten Ebene zu kontrollieren.
 Im sogenannten Voting Rights Act ist in 60er Jahren im Zuge der Bürgerrechtsbewegung in den USA mal erlassen worden, konnte das Justizministerium in Staaten, die so quasi eine Vergangenheit hatten, wo es von Rassen Diskriminierung konnte, also das Justizministerium solche Wahlrechtsgesetz zu prüfen.
 Und dagegen sind die Republikaner immer schon sturmgelaufen und da haben sie 2012 gewonnen, da hatten wir schon damals der Supreme Court in einer berühmten Entscheidung namens Shelby County vs. Holder entschieden,
 dass diese Einschränkungen, oder die sagen, die sagt Prüfungsvorbehalt durch das Justizministerium den Gleichheitsgrund, als verletzt,
 weil nämlich manche Bundesstaaten da schlechter behandelt werden als andere Bundesstaaten, interessanterweise natürlich nicht alles, sondern nur die, quasi die ein schlechtes Gewissen haben mussten, weil sie früher schon mal schwarze diskriminiert haben.
 Na gut, jedenfalls die haben wurden nach Meinung der Supreme Court diskriminiert und deswegen sind diese Wahlrechtsprüfkompetenzen des Justizministeriums auf Bundesebene abgeschafft worden in Shelby County.
 Und seitdem ist quasi die Party für die Republikaner so richtig eröffnet. Also seit die Kontrolle durch die Justizministerium weggefallen ist, lassen die sich immer neue Restriktionen einfallen, die im Ergebnis dazu führen, dass es für bestimmte Menschen vor allem für Schwarz zu immer schwerer wird, überhaupt an Wahlen teilzunehmen.
 So und jetzt steht sich die Frage, was macht man gegen solche Wahlgesetze? Man kann natürlich dagegen klagen, aber die letzte Entscheidung trifft der Supreme Court.
 Das ist der Witz, also wenn man den Supreme Court übernommen hat, dann kann man damit mittelbar, weil der Supreme Court dann bei Wahlgesetzen nicht mehr so genau hinguckt, auch dafür sorgen, dass man auf Staaten Ebene oder eben auch bei Bundeswahlen, jedenfalls in diesen Staaten bessere Ergebnisse, als man sie sonst kriegen würde.
 Vielleicht noch einen ganz lustiger Punkt dazu, das wäre jetzt nicht das allererste Mal, ja in den 30er Jahren hat das auch schon einen Hardcore Liberaler konservativer Supreme Court hat die sozialen Reform und die Konjunkturmaßnahmen des New Deal sabotiert.
 Ja, das gab es also schon mal in der damalige Präsident hat dann auch schon damit gedroht quasi den, da einfach neue Richter stellen zu schaffen, um die Mehrheit am Supreme Court zu kippen.
 Und daraufhin allerdings, und das finde ich ganz interessant, viel einer der konservativen Richter quasi um und akzeptierte diesen New Deal und hat in Zukunft dann wesentlich weniger streng oder wesentlich weniger genau hingeguckt, der man hinter so schön auf Englisch, switch and time, let's save, nein, also der gerade noch rechtseitige Kurswechsel dieses Richters, der die Zahlen 9 am Supreme Court gerettet hat.
 Und klar allerdings, ob das heute wieder passieren wird, ehrlich gesagt bei einer 6 zu 3 Mehrheit der konservativen am Supreme Court ist es sehr unwahrscheinlich, dass da eine genügend umkippen, damit da, wie soll ich sagen, halbwegs ausgewogene Entscheidung treffen, getroffen werden können insofern das bleibt außerordentlich spannend.
 Und Joe Biden hat nicht ausgeschlossen, dass er im Fall eines Wahlsieges tatsächlich wieder für eine demokratische Mehrheit oder jedenfalls für ausgeglichene Mehrheitsverhältnisse am Supreme Court sorgen würde.
 Also wenn er zum Beispiel drei weitere Richter stellen, schaffen ließe, was der Kongress beschließen könnte, dann hätten sowohl Republikaner als auch Demokraten jeweils sechs Menschen an den Supreme Court geschickt.
 Dann wäre gleichstand, mal schauen, was die Wahlen so bringen, ob die Demokraten wirklich eine Mehrheit erringen in beiden Häuser in des Kongresses, sonst wäre eine solche Gesetzesänderung natürlich nicht möglich.
 Jetzt sind die Wahlen ja schon nächste Woche am 3. November und wir haben in diesen letzten Minuten so ein bisschen skizziert, dass da wirklich auch jetzt schon enorme Kämpfe im Gangesyn.
 Es gibt Gerichtsentscheidungen, ob jetzt die Briefwahl abgeschlossen sein muss, bevor das Wahldatum kommt und so weiter und so fort.
 Und da haben wir uns ein Interviewgeist eingeladen, der diese ganze Sache nämlich beobachtet und zwar nicht erst seit heute schon ein seit längerer Zeit.
 Und das ist Michael Georg Link, der die Beobachtungsmissionen für die Wahlen in den Vereinigten Staaten leiten wird.
 Michael Georg Link ist ausgebildet, hat über Setzer, hat es Lawistik und Humanistik studiert und heute Mitglied der FDP-Bundestagsfraktionen.
 Wir haben schon 2015 zum ersten Mal in den Deutschen Bundestag, wurde 2012 Staatsminister im Auswärtigen Amt und arbeitete als Beauftragter für die deutsch-fanzösische Zusammenarbeit.
 2013 schiebt die FDP aus dem Bundestag aus, wegen der 5%-Hürde daraufhin, wurde herringt, Direktor des USZE-Büros, also der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa für demokratische Institutionen und Menschenrechte in Warschausei.
 2017 ist er link jetzt wieder im Bundestag und Mitglied im Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union. Herzlich willkommen in der Lage der Nationen, Michael Georg Link.
 Hallo, früh so sie, schön bei Ihnen zusammen.
 Vielen Dank für den Sie, Herr Link.
 Was beobachten Sie eigentlich die Wahl in den USA?
 Für die gesamte Öffentlichkeit.
 Alle, die unsere Berichte lesen wollen, können davon profitieren, denn alles, was wir machen, als Wahlbeobachter seit 1990,
 sei, dass es dieses Instrument gibt, alle Berichte sind öffentlich, alle sind zugänglich.
 Wir informieren uns nur aus öffentlich zugänglichen Quellen und wir berichten auch für die allgemeinen Öffentlichkeit.
 Die politischen Schlüsse aus unseren Berichten, die mussten eben die Öffentlichkeit ziehen, die Medien, die Regierungen, die Bürgerinnen und Bürger.
 Aber diese Berichte sind ganz wichtig zur Bildung einer Meinung, einer unabhängigen Meinung, über das eigentliche Wahlgeschehen.
 Und ganz kurz für welche Organisation sind Sie tätig?
 Das ist immer, wird oft verwechselt mit der OECD, die macht wirtschaftliche Zusammenarbeit. Wir sind für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, die OSZE.
 Die hat eine große Tradition, die wurde mal gegründet, 74 in Helsinki als Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, um im Kalten Krieg
 Gespräskanelle zu schaffen, Vertrauensbilden, Maßnahmen zu machen.
 Die hat sich dann weiterentwickelt nach dem Kaltenkriegen, die OSZE, hat jetzt übrigens gerade Geburtstag, 30 Jahre 1990.
 Und das damalige Grundungsdokument war die Berunde Paris-Akater. Darin wurde eben festgelegt, welche Verpflichtungen alle Staaten der OSZE haben.
 Das sind immerhin 57 Staaten. Die sind sehr wichtig und wir sind unter anderem als Wahlbeobachter für die Einhaltung dieser Regeln zuständig.
 Wie funktioniert denn eigentlich jetzt Wahlbeobachtung ganz praktisch in den USA? Seit wann beobachten Sie mit wie viele Leuten beobachten Sie, was machen Sie da genau?
 Wahlbeobachtung ist, das muss man immer deshalb für schönen Auseinanderhalten, ist eine Sache, die immer aus zwei Teilen besteht. Eine Kurzzeitbeobachtung an nicht ein Balltag.
 Also geht ihm Wahlokal alles mit rechten Dingen zu, wird bei der Auszählung getrickst und die gesamte Phase vor und nach der Wahlkampf,
 Wählerregistrierung, Early voting, also frühere Stimmabgabe, die schon vor dem Wahltag offen sind, der ganze Briefwahlprozess.
 Und dann geht es danach weiter. Hinterher bei der Auszählung, gibt es Beschwerden, wie wird mir die Beschwerden über die Auszählung umgegangen?
 Gibt es nach Auszählungen, das war in den USA in der Vergangenheit auf der Fall. Und alles zusammen, diese gesamte Prozess vor der Wahl am Wahltag selbst und danach wird beobachtet von den Langzeitbeobachtern und ergänzt werden Sie von langen Stunden.
 Und die machen gemeinsam einen Bericht. Also Sie sehen eigentlich eher eine Wissenschaft als Politik und das ist uns wichtig, denn wir wollen ja nicht willküher und subjektive Blücke bringen, sondern wir wollen ein möglichst objektives Bild, dass sich die Öffentlichkeit auch einen wirklichen verlässlichen und neutralen Überblick über das Wahlgeschehen auch bilden kann.
 Ganz kurz noch, wie viele Leute sind da jetzt im Einsatz?
 Jetzt sind wir natürlich wie alle ein bisschen Corona geplagt, eigentlich waren geplant 400 Kurzzeitbeobachter, die in den USA während, das muss der massiv reduziert werden aufgrund von Corona.
 Aber es sind immer noch jetzt 40 Langzeitbeobachter, 15 Experten in Washington, die halt hab ich sich in Bericht schreiben und 58 Abgeordnete aus verschiedenen Ländern, 8.000 Bundestag, viele Franzosen, Briten, Niederländer und so weiter, die dann im ganzen Land verteilt sind als etwas überhundert.
 Wenn Sie sagen, das ist aber wenig für das Land, ja, das ist wenig, aber wir machen das zum Glück ja eben nicht erst seit gestern, sondern eben seit Jahrzehnten und die Methodik ist so erprobt, dass wir genau wissen, wo wir hinschauen müssen und auch langfristig da sind, sodass wir trotzdem mit den Stichproben, die wir machen, an den Stellen sind, wo es darauf ankommt.
 Ja, das würde mich nämlich zu meiner nächsten Frage führen, was kann man denn eigentlich mit einer solchen Mission erkennen und was nicht. Also beispielsweise wird ja jetzt in den USA viel diskutiert über doppel Registrierungen oder Einschüchterungen vor Wahl, Lokalen, Verschrundene, Briefwahrbriefe und so.
 Was würden Sie denken, was können Sie mit einer Beobachtungsmission konkret erkennen und wo sind vielleicht auch die Grenzen an der solchen Missionen?
 Also die Beobachtung hat schon einen gewaltigen Mehrwert, weil man durch die Langzeitbeobachtung die gesamte Atmosphäre des Wahlkampfes, Sie müssen sich dazu vorstellen, die Beobachter sitzen ja nicht im Washington in den Büro, sondern die Reisen durch die Vereinigten Staaten durch die verschiedenen Wune Staaten und nehmen überall die Atmosphäre auf, gehen zu den Wahlokalen, beobachten die Wahlversammlungen, beobachten die Briefwahlabgabe und so weiter.
 Man kriegt schon einen ganz guten Überblick und das ist eben genau der Mehrwert von so einer Beobachtung, was Sie gerade gesagt haben und doppel Registrierungen von Wäldern oder gar nicht Registrierungen von Wäldern.
 Auch das ist ein Problem in den USA. Das wird sehr, sehr ausführlich untersucht und in früheren Berichten über die Wahlen aus den USA haben wir dazu oder meine Vorgängern damals auch schon sehr ausführlich dazu Stellung genommen.
 Und wir werden natürlich auch zu all diesen Fragen im Schlussgericht Stellung nehmen nach der Wahl, aber da bitte ich um Verständnis, dass ich aus 903-30 Sekunden jetzt vor dem Wahltag zu der jetzigen Wahl natürlich nicht sagen.
 Was dürfen Sie denn nicht?
 Also ich dürfte zum Beispiel nicht jetzt sagen, was wir für Erkenntnisse haben über die genauen Vorgänge bei der Briefwahl, das werden wir machen nach der Wahl.
 Und wir werden dann natürlich auch Empfehlungen abgeben, was zum Beispiel gesetzgeberisch verändert werden müsste.
 Denn das ist auch Teil unseres Jobs, wir müssen Empfehlungen abgeben, wo man zum Beispiel die wählere Registrierungen vereinfachen könnte.
 Und wo die die nicht hin, in welche Räume lücken, dürfen Sie nicht gucken.
 Leider, leider, leider ist es so, dass wir in den USA gegenwärtig etwa so 17, 18 Bundesstaaten haben, in denen am Wahltag selbst im Wahlokal keine internationalen Beobachter sein dürfen.
 Das ist ein echtes Problem. Das haben wir auch gegenüber den USA immer wieder angesprochen.
 Das hat ganz einfacher Gründe. Anders als in anderen Staaten ist in den USA das Wahlrecht ein rein, reine Zuständigkeit der Einzelstaaten.
 Wir haben als in den USA etwa 50 verschiedene Wahlrechte, je nach Bundesstaat.
 Talweise sogar nochmal unterschiedlich nach Landkreis, also nach Kauzi.
 Und so gibt es eben leider einige Bundesstaaten, die internationalen Beobachter im Wahltag im Wahlokal nicht zulassen.
 Daran arbeiten wir, daran haben wir die OSZ-EDU-USA immer wieder erinnert.
 Aber das kann die zentraler Region die entscheiden.
 Da muss man mit den Hauptstätten und den Parlamenten der einzelnen Gliedstaaten arbeiten.
 Und deshalb werden wir am Wahltag selbst nur in 31 Bundesstaaten tatsächlich auch den Wahlvorgang beobachten können.
 Aber das kann ich versichern. Die sind so aussagekräftig, die 31, das dadurch ein statistisches gutes Bild entsteht.
 Sie sagten ja schon, dass sie ihre bisherigen Erkenntnisse nicht sagen können.
 Aber vielleicht können sie ja was sagen zu den abstrakten Kriterien.
 Also was wollen Sie denn sicherstellen aus der OSZ-EDU, was macht eine gute demokratisch-kurrekte Wahl eigentlich aus?
 Was sind also die wesentlichen Punkte, die Sie checken?
 Der wesentlichste Punkt ist, dass die Menschen, dass die Bürgerinnen und Bürger des betroffenen Staates, dass sie ihr Wahlrecht wahrnehmen können.
 Und das ist bei Leibin nicht so banal, wie es klingt.
 Bei uns in Deutschland sind wir sehr verwöhnt, denn wir bekommen vor der Wahl eine Postkarte, ihre Höhren und Höhorkennen das, wenn sie Wahlberechtigt sind.
 Da steht dann drauf, Wahl ist am Umhin. Und man muss eigentlich selber nichts machen, man muss nur zu Wahl gehen oder Brieffall beantragen.
 Das ist in den USA, in den meisten Bundesstaaten völlig anders.
 Man muss mit einem ziemlich aufwendigen Prozess, die Wahl für sich für die Wahl registrieren.
 Das ist teilweise verwaltungsaufwand, das ist teilweise finanzielle Aufwand, wenn man Neunausweis braucht.
 Das sind also schon Höhren, die da bestehen beim Wahlprozess, wo man sagen muss, so was sollte eigentlich leichter sein.
 Denn rechte zu haben ist das eine, rechte Wahl nehmen zu können. Das Wahlrecht, die Wahl nehmen zu können, sollte einfach und nicht kompliziert sein.
 Das ist also zum Beispiel etwas, was wir mit Sicherheit ansprechen werden.
 Und es gibt dadurch, dass es kein gemeinsames Wählerregister gibt, an das als z.B. in Deutschland oder Frankreich.
 Gibt es natürlich auch erhebliche Probleme z.B. wenn Wähler in einem Staat gewohnt haben, umziehen, dann aber noch nicht registriert sind.
 Also, da sind viele Dinge, die in der Tat noch verbessungsfähig sind, in der Zukunft.
 Aber dazu werden wir dann in den berichten Stellung nehmen.
 Das sind allerdings Dinge, die wie gesagt jetzt nicht parteipolitisch problematisch sind.
 Sondern sie sind eher die Quelle eines Wahlrechts, was eben zwar auf der anderen Seite sehr alt und lange bewährt ist, aber eben auch nicht wirklich modern.
 Sie haben vorhin gesagt, bei der Frage, wie viel sind Sie denn eigentlich in den USA und sonst gesagt, ja, vielleicht sind wir ein bisschen wenig.
 Das kann immer mehr sein, es ist gut, aber sie wüssten, wohin sie gucken müssen.
 Wo müssen man genau an welche Stellen, muss man den gucken?
 Wenn Sie schon in ein paar Staaten nicht präsent sind, an welchen Stellen muss man gucken, um möglichst gut messen zu können, ob die Wahldemokratisch läuft?
 Also besonders wichtig, diesmal, da sind wir in zahlreichen Staaten, die umgestellt haben auf Briefwahl in der Corona-Zeit,
 wo teilweise Gesetzesentrums, sehr kurzfristig waren.
 Wahlrecht hat hier immer was mit Verlässlichzeit zu tun.
 In Deutschland haben wir auch gerade über das Wahlrecht zum Bundestag diskutiert.
 Und da gibt es eine goldenen Regel, ändere keinen Wahlrecht ein Jahr vor der Wahl.
 Sondern macht das früher, damit sie die Wählerinnen und Wähler auch auf das neue Wahlrecht einstellen können.
 Und da gab es in den Tat jetzt in den USA einige gesetzliche Änderungen oder Gerichtliche auch Änderungen, oder teilweise die Auszählungsdauer verändert wurde.
 Da schauen wir genau hin, bei den wir all diesen kurzfristigen gesetzlichen Änderungen und rechtlichen Änderungen.
 Ist es wichtig, genau hinzuschauen, wie werden die gemacht, werden die auch korrekt umgesetzt.
 Und wir schauen natürlich auch bei der Auszählung der Briefwahl stimmen sehr genau hin.
 Ein Teamgestern war z.B. von uns gestern in Colorado, hat sich angeschaut, wie die Briefwahl-Auszählung vorangeht.
 In einige Bundesstaaten wird sie nämlich schon ausgezählt, in anderen wird sie erst nach dem Wahltag ausgezählt.
 Und da dabei zu sein, sozusagen als Internationaler beobachter, als Zeuge ist schon sehr wichtig, um einfach auch die lauptwürdigkeitsprozesse zu erhöhen.
 Und falls wir ein Problem sehen werden, werden wir es nach der Wahl berichten.
 Ja, Sie haben ja schon darauf hingewiesen, dass Sie nach der Wahl einen Bericht schreiben.
 Gerade bei dieser Wahl ist es natürlich jetzt sehr spannend, was eigentlich am Wahltag oder unmittelbar danach passiert.
 Haben Sie auch Möglichkeiten zu intervenieren, wenn zum Beispiel sich schon in der Wahl nachdemand zum Sieger erklärt.
 Und Sie den Eindruck haben, dass das vorzeitig ist, dass das möglicherweise sogar völlig unberechtigt ist.
 Oder können Sie irgendwas tun, wenn Gewalt ausbricht? Also haben Sie quasi auch direkt in der Situation Möglichkeiten, was zu tun?
 Nein, das haben wir nicht. Das dürfen wir auch nicht. Denn das gesamte Prinzip der Beobachtung heißt ja "Beobachten", aber nicht Teilnehmen.
 Wir sind also keine Wahlpolizei, die einschreitet, wenn wir ein Problem sehen.
 Beispielsweise, wenn wir einen Wahlbokal sind, wo Wähler der einen oder der anderen Seite eingeschüchtert werden, durch Gruppen der einen oder der anderen Seite.
 Dann notieren wir das, was geschieht, greifen aber nicht ein.
 Und das ist das Wesen der Beobachtung, dass wir ohne Teil zu nehmen, genau dabei sind, Beobachten berichten und damit auf der Öffentlichkeit die Gelegenheit geben, zu geben, umfänglich informiert zu sein.
 Und daraus ihre Schlüsse zu ziehen. Das ist das Wesen der Wahlbeobachtung.
 Also wir sind keine Wahlpolizei, wir sind auch kein Gericht, aber wir bewerten eben zwei Dinge.
 Sind diese Wahlen so abgelaufen, dass sie einerseits den nationalen Regeln entsprechen und ob diese nationalen Regeln auch den Internatinnen und Internatsentsprechend sind?
 Das ist, wie ich finde, ziemlich viel. Und diese Presensterbeobachter in allen Staaten der OCD von Russland, über Türkei, Deutschland, letzte Bundestagswahl,
 gab es auch Beobachter, wurde leider kaum kennenzukennet genommen.
 Oder USA, diese Presensterbeobachter ist ein echter Mehrwert, denn auch entwickelte Demokratien wie Deutschland oder die USA, auch den tut es gut, wenn man ab und zu mal den Spiegel vorbekommen wird.
 Und schauen, was kann man denn eigentlich bei uns verbessern?
 Also sie haben gesagt, sie wollen keine analysieisch schon abgeben, aber sie würden doch sagen, dass das schon eine besonders brenzliche Wahl ist, oder?
 Es ist eine umstrittende Wahl zwischen zwei Bewerbern, aber immerhin gibt es eine Auswahl zwischen zwei Bewerbern.
 Ich kenne viele Staaten, und man schon danke bei ihm, wie neu.
 Ich kenne viele Staaten in der in der OCD, na ja, da gibt es eine Wahl auf dem Papier.
 Aber ich glaube, egal, wie man persönlich jetzt denkt und seine Vorlieben hat, die kann ich natürlich als Beobachter nicht so sagen, thematisieren, sondern als Beobachter bin ich da neu dran.
 Und das gibt immerhin eine Wahl. Das ist schon mal das in der Demokratie, unabhängig von den Vorlieben, das Entscheidende eine Auswahl zu haben, eine echte Wahl, die es eben mehr als eine Aklamation und eine Bestätigung des Amtsinhabers, wie wir es leider zum Beispiel eben bei Wahlen in Belarus gesehen haben, die noch dazu im Vatertag total gefälscht waren, oder?
 Wie wir es leider eben auch in Russland gesehen haben, wo mehr oder weniger im Vorfeld schon alle mitwerbar war ausgeschaltet werden.
 Nee, hier gibt es eine Wahl. Und deshalb gucken wir auch sehr genau wie es der Ton der Wahlkampagne.
 Auch dazu wird natürlich in unserem Bericht einiges stehen. Der kommt übrigens relativ schnell, der kommt am Tag nach der Wahl oder später ist es im Laufe des Tages nach der Wahl.
 Und da nehmen wir für diese Dinge, zu diesen Dingen Stellungen.
 Und für die Fallensschmecker, wie gesagt, das ist alles auf der Homepage von der OSTC sofort abrufbar.
 Und etwa zwei Monate nach der Wahl kommt der ganz ausführliche Bericht, wo dann auch die Empfehlung drin sind, was aus unserer Sicht die USA gesetzlich ändern sollten, um den Wahlprozess zu verbessern.
 Wunderbar, das ist eine ganze Menge Material für die Lage der Nationen. Ganz herzlichen Dank.
 Das war im Interview mit der Lage der Nation Michael Georgling, FDP-Bundestags-Abgeordneter und jetzt leiter der Wahlbeobachtungsmission in den Vereinigten Staaten von Amerika für die Präsidentschaftsweil. Vielen Dank, Herr Link.
 Vielen Dank. Tschüss.
 Wir hatten ja hier, glaube ich, wann war das denn im Frühjahr oder so?
 Ja, wie mein ich, oder im Sommer, was mit dem Interview mit dem Professor auch.
 Mit dem Weltraumrechtlauskönnen.
 Mit dem Weltraumrechtlauskönnen. Genau, anlass war, dass ich beim Lagerfeuer so eine sehr regelmäßige Kette leuchten.
 Da Punkte über den Abend-Timmel haben Sie ihn sehen. Die Perlenkette. Die Perlenkette. Und hat mich gefragt, um Gottes Willen und Hussis, das das denn, ab das mal getwittert und viele von euch haben dann geantwortet.
 Ja, das sind die Starlink-Satelliten. Also dann haben wir ein bisschen ausführlicher Über-Staling gesprochen, also dieses Unternehmen von Elon Musk zum Teil mitbetrieben.
 Dass das Ziel hat, tausende von Satelliten in die Umlaufbahn zu schicken, um die Erde oder zumindest große Taler davon mit Internet aus dem Weltraum zu versorgen.
 Ja, ganz genau. Da gibt es jetzt Neuigkeiten, die wir hier nicht unawähnt haben.
 Ja, da hat Gole im diese Woche berichtet, so eine Website, die sich mit IT-Team beschäftigt. Man kann jetzt nämlich bei Starlink seinen Internet zu erbuchen.
 Zumindest in den USA. Zumindest in den USA. Man muss auch eingeladen werden, also man kann nicht einfach eine Website aufrufen.
 Aber Starlink hat einen halböffentlichen Wettertest gestartet, wie gesagt auf Einladung. Und wenn man einmalig 499 Dollar in den Topf wirft für die Satelliten-Schüssel und monatlich 99 Dollar bezahlt, dann kann man jetzt tatsächlich einen Internetzugang bei Starlink-Buchen und der Witz dabei ist.
 Das funktioniert halt wirklich überall, auch wenn man sonst keine Internetverbindung hätte oder keine gute Internetverbindung und vielleicht noch nicht mehr Handy-Netz hat.
 Starlink funkt ja im Prinzip einfach überall hin, solange man von dem Standort der Satelliten-Schüssel aus nach halbwegs klar ein Blick an den Himmel hat.
 Ich bin sehr gespannt auf die ersten Testergebnisse. Also das klingt erstmal gar nicht so verkehrt. 99 Dollar dafür, dass man irgendwo in der Pampa immerhin noch 50 bis 150 Enbit hat und das Säule noch schneller werden.
 Das klingt klar. Ich meine, das wird noch nicht mehr in Geld, aber das klingt erstmal nach einem soliden Angebot, denn mit 50 bis 150 Enbit Übertragungsgeschwindigkeit können wir mal schauen, was man an Aber-Philip.
 Starlink ist natürlich auch immer wieder in der Kritik.
 In der Kritik, nicht zuletzt bei, ich will nicht sagen, Astrologen, aber auf jeden Fall bei Astronomen, weil die sich gestört fühlen bei ihrer Himmelsbeobachtung da, hat Starlink oder Will Starlink angeblich drauf reagieren, in dem die Satelliten so behandelt werden, dass sie weniger sonnlich reflektieren.
 Wir von der Lage halten ein Neudisayn für durchaus eine gute Idee und empfehlen Schäfchen-Look. Einfach ein bisschen scharfollerern.
 Sparze Schafe hilft beim Schäfchen zählen.
 Genau.
 Das wäre doch mal was.
 Das vielleicht als kleine Anregung von dieser Seite und wenn jemand von euch als Starlink-Kunde ist, werden wir interessiert an Feedback.
 Insbesondere für die Gamer ist es mich interessant zu erfahren, dass Starlink mit Pingraten von 20 bis maximal 40 Millisikunden wirbt. Das wäre für eine Satellitenverbindung schon ziemlich bemerkenswert gut.
 Also da habe ich teilweise über LTE den längeren Ping zeigen.
 Wir haben eine E-Mail bekommen von der britischen Botschaft in Berlin und die Botschaft sagt in der Lage der Nation 210 ist ein Fehler.
 Wir haben gesagt, als wir über den Brexit berichtet haben, zitat, bei einem Harten Brexit würde da eben zumindest eine Zeugrenze entstehen, wohl auch eine Person freizügigkeitsgrenze.
 Da ist gemeint zwischen Nord-Eirland, was zu Großbritannien gehört und feinlich königreich und der Publikerland, die auch nach einem Brexit zur EU gehören würde.
 Wenn dann ein Harten Brexit kommt, dann wird es da Grenzkontrollen geben, eine Zeugrenze und Person freizügigkeitsgrenze.
 Da sagt die Botschaft, das ist falsch. Die Botschaft schreibt uns das Argument.
 Das Vereinigte königreich und Irland haben eine Vereinbarung, die als Common Travel Area, also gemeinsam das Reisegebiet bezeichnet werden kann.
 Was also unter dem Strich sagt, britische und irische Bürger können im jeweils anderen Hoheitsgebiet sich vorbewegen arbeiten und so weiter.
 Also Freizügigkeit genießen, das sei auch noch mal eine Mournmerendung auf Andersdending 2019 verstehtigt worden und da stunde drin, dass diese Freizügigkeit zitat unter allen Umständen so auch bleiben soll.
 Dann zitat sagt die Botschaft eine Person freizügigkeitsgrenze auf der Eerischen Insel oder zwischen dem Vereinigten königreich und Irland ist daher ausgeschlossen.
 Ausgischchlossen, zitatende. Außerdem schreibt die Botschaft, habe die britische Regierung deutlich gemacht, dass sie unter keinen Umständen an oder nahe der Grenze zwischen Nord-Eirland und Irland Infrastruktur installieren will oder Kontrollen einführen will.
 Großbritannien und die EU hätten sich zudem in einem Protokoll darauf geeinigt und das auch ratifiziert, dass dieser einzigartige Situation zwischen Irland und Nord-Eirland zu bewahren sei, sprich die Freizügigkeit und dieses Protokoll werde auch gelb in Schreibt die Botschaft.
 Wenn kein Abkommen jetzt geschlossen wird, sollte es also zu einem Harten Brexit kommen und soll unter keinen Umständen eine harte Grenze entstehen zitat.
 Es ist daher auch irreführend zu implizieren, dass es zu Zollkontrollen an der Grenze zwischen Irland und Nord-Eirland kommen wird zitatende.
 So weit die Botschaft.
 Zunächst haben wir uns gefreut, dass sie so ausführlich auf die Folge reagiert haben und noch mal die britische Position da gelegt haben.
 Allerdings muss man darauf hinweisen, dass es sich dabei natürlich um eine ganze Menge Versprechungen handelt.
 Wunschvorstellung? Wunschvorstellung? Wir hoffen mal. Also ich finde, Wunschvorstellung ist ein bisschen zu schwach, denn es sind ja immerhin Vereinbarungen, Memoranda, Abkommen.
 Also das ist schon relativ hart eingetutet, aber das Ganze steht natürlich unter einem Vorbehalt. Denn wir wissen in der Europäischen Union gibt es einen Bindmarkt und dieser Bindmarkt setzt voraus,
 dass Produkte, die in diesem Bindmarkt zirkulieren, alle im großen und ganzen denselben Vorschriften unterworfen werden.
 Das ist quasi Voraussetzung für den Bindmarkt, dass die Mitgliedsstaaten der EU eben keine nationalen Regelungen haben, keine Ahnung wie eine Erbsendose auszusehen hat oder wie ein Stecker.
 Oder was in der Erbsendose bedrinnen sein darf oder was ein Boot ist und was ein Boot sind da von den Nullen.
 Und nicht dran ist und nicht wohnig drin sein darf. Also das muss auch Sicherheit standards und Nahrungsmittel-Sicherheitsstandards und so weiter und Ökostandards einfach gelten, ein Produkt, was in Frankreich zugelassen ist, darf auch in Deutschland verkauft werden, weil einfach angenommen wird.
 Das ist nach den selben Standards geprüft und zugelassen.
 Genau, das ist die sogenannte Warenverkehrsfreiheit. Und die sollen natürlich weiterhin gelten in der EU und damit auch zwischen den anderen Staaten der EU und Irland.
 Weil Irland ja ganz normal EU Mitglied bleibt. Und das gibt auch überhaupt keinen Problem hier, wenn Großbritannien einfach weit und Nord-Eland, also das war eigentlich die Königreich, einfach weiterhin die EU-Produktstandards einhalten.
 Aber eine der zahlenlosen Versprechungen des Brexit ist ja mehr Sovereinität und damit eben auch quasi Home-Roll, was die Regelungen für die Waren angeben.
 Und das ist ja auch am Stritten, das ist ja auch eine der großen Streitpunkte, jetzt weil die sind Verhandlungen, wird es eben diese gemeinsamen Standards geben, wird Großbritannien sich weiterhin an EU-Lebensmittel et cetera standards halten.
 Das ist eben genau alles andere als klar. Und wenn allerdings diese EU-Standards nicht mehr gelten sollten im UK, dann ist auch völlig klar, dann können diese Waren nicht einfach so in die EU importiert werden, schlicht und ergang von deswegen, weil es dann am sogenannten Level-Playing fehlt.
 Das heißt also, wenn die Produzenten zum Beispiel in Chef-Field weniger strengere Regelungen einhalten müssen als die Produzenten in Stuttgart, dann ist das halt einfach unfair.
 Deswegen will die EU auf keinen Fall, dass Produkte in die EU importieren werden können, die nicht den Anforderungen des gemeinsamen Marktes entsprechen.
 So und wenn das heißt, also gibt im Grunde 2 Alternativen. Entweder hält das Vereinigte Königreich die EU-Regeln ein, obwohl sie nicht mehr mitbestimmen können, welche Regelungen überhaupt gelten sollen.
 Das wäre so ein bisschen so ein Eigentor der Brexit-Tears oder das Vereinigte Königreichs sagt, wir halten diese Regel nicht mehr ein, diese Warenverkehrsstandards.
 Dann allerdings müsste kontrolliert werden, welche Waren in die EU importiert werden können und welche nicht.
 Und wenn kontrolliert werden muss, dann muss man einfach sagen, dann muss irgendwo diese Kontrolle auch stattfinden.
 Dann geht es eben nicht mehr ohne Warenverkehrsgrenze. Und dann ist die Frage, wo wird die Grenze eingerechnet?
 Jetzt sagt die britische Botschaft, jedenfalls mal nicht an der Grenze zwischen Irland und Nord-Eland. Sie sagen auch nicht zwischen der Insel und dem Festland.
 Also sie sagen zunächst mal sagen sie in dieser Mail, sagen sie nicht zwischen der Republic-Eland und Nord-Eland.
 Nein, sie sagen noch mehr. Sie sagen hier eine Person freizügigkeitsgrenze auf der irischen Insel oder zwischen dem Vereinigten Königreich und Irland.
 Ist auszuschlossen. Ist ausgeschlossen.
 Ja gut, okay, also da muss man natürlich das Vereinigten Königreich bedeutet ja, okay, das ist sprachlich nicht so ganz ein.
 Und wir gehen mal davon aus, sie meinen damit die mehr Grenze zwischen der ganzen irischen Insel, also Nord-Eland, Republic-Eland und dem Rest vom UK.
 Geh mal davon aus. Wenn sie sagen, nicht zwischen Nord-Eland und Irland, sie sagen nicht an dieser Seegrenze, dann allerdings bliebe ja nur noch eine Prüfung der Grenze zwischen der Republik-Eland und dem Rest der EU.
 Das will aber natürlich die EU überhaupt nicht. Denn natürlich soll die Republik-Eland, die ja nicht ausgetreten ist.
 Selbstverständlicher Teil des Kamen-Marketbleiben des Gemeinsamags mit anderen Worten.
 Wir haben die Situation UK sagt, an zwei Stellen machen wir schon mal einen Karnegrenze, die EU will an der dritten Stelle Karnegrenze.
 Das kann nicht stimmen. Mit anderen Worten dieses Versprechen, dass sie in dieser Mail nochmal wieder holt wird, lässt sich im Grunde nur dann einhalten.
 Wenn das Vereine der Königreich der EU war ein Stand, als komplett übernimmt, ansonsten braucht es irgendwo eine Kontrolle. Und ich sehe nicht, dass die Stadt finden wir zwischen der Republik-Eland und dem Rest der EU.
 Denn dann hätte sich letztlich die EU eine wahren Bingengrenze aufzwingen lassen, durch den Brexit, den ja nun von den EU mit den Staaten niemand wollte.
 Also insofern interessante Mail, allerdings steht sie unter einer ganzen Menge von Vorbehalten.
 Und ich bin sehr gespannt, wie sich das auflösen wird. Vielleicht kann man das so lesen, dass die Botschaft uns sagen, wir werden und wir werden die wahren Anforderungen in Zukunft weiter einhalten.
 Aber dann wäre der ganze Brexit langsam ein zu bestimmtes Eigentor geworden.
 Und dann könnte die EU wahren, stand als festlegen und UK könnte nicht mehr mitentscheiden. Das wäre sicherlich nicht im Sinne der Brexit-Tes.
 Also insofern es bleibt spannend und auf jeden Fall haben wir uns gefreut über das Feedback.
 Wir machen Schluss vor heute und wir hören uns dann wieder nächste Woche mit einem zumindest heißen Kandidaten auf die Präsidentschaft in den USA.
 Denn schauen wir mal.
 Es stehen, wird da wahrscheinlich noch nicht.
 Wahrscheinlich ist es nicht so ganz klar. Es könnte noch einen Erdrutsch Sieg geben für Joe Biden.
 Dann könnte es sein, wenn er über 300 Mal Männer hätte, dann wäre die Sache klar.
 Aber es wird auf jeden Fall spannend. Wir wünschen euch ein schönes Wochenende.
 Einen guten Start in die neue Woche. Genieß die Zeit und vor allem bleibt gesund.
 Oder werdet wieder gesund, falls ihr euch coronaschen eingefangen habt oder eine sonstige Erkältung.
 In diesem Sinne, ganz herzlichen Dank für eure Aufmerksamkeit und bis bald.
 Und das sagen wir dieses Mal auch nicht nur in unser Beide Namen, sondern zum Lage, gehört ja ein ganzes Team-Philip.
 Richtig genau, das finde ich bei diesen amerikanischen Podcasts immer so ganz hübscht, dass am Ende dann auch gesagt wird,
 würde eigentlich so im Hintergrund werkelt. Und das stellt man ja fest, das sind ja dann noch eine Menge.
 Leute bei uns, bis das ein bisschen überschaubarer trotzdem sind, uns im Mitarbeiter-Mitarbeiterin nicht weniger hilfreich und wertvoll.
 Und deswegen an dieser Stelle die Lage der Nation wird produziert von Wolfbomber, Philipp Banser und Kera Kesar Rotade, Sabine Lerich und Elisa Schulz.
 Auch in dem Namen. Das Team sagen wir, danke fürs Zuhören und bis nächste Woche. Gibt euch wohl.
 Tschüss.
